An:

Stadt Braunschweig, Referat Bauordnung

Frau Sommer

Langer Hof 8

38100 Braunschweig 

per E-Mail: baureferat@braunschweig.de

Braunschweig, 06.12.2011

Teilaufhebung B-Plan TH 18 und WE 18 sowie Überwachung Firmenaktivitäten am sog. „Kompetenzzentrum für sicherere Entsorgung“, Eckert & Ziegler nuclitec, GE Healthcare in Thune im Sinne des Gesundheitsschutzes der Bürger

Sehr geehrte Damen und Herren, sehr geehrte Frau Sommer,

ich beantrage, vor einer Genehmigung oder Feststellung der Beschlussreife des Bauantrages der Fa. Eckert & Ziegler nuclitec GmbH als Betroffener angehört zu werden. 

Ich leite die Betroffenheit als Grundlage des Rechts auf Anhörung aus folgenden Fakten ab: 

1) Belastungen im Normalbetrieb:

Da die erteilte Umgangsgenehmigung noch eine (um Stand Ende 2010) ca. 20-fach höhere Menge an radioaktiven Stoffen am Standort ermöglichen würde, ist davon auszugehen, dass eine Genehmigung des Bauantrages zu einer erheblichen Ausweitung der auf dem Firmengelände gelagerten Mengen an radioaktiven Stoffen führen würde. 

Da bereits heute eine erhebliche Neutronenstrahlung vom Betriebsgelände ausgeht, und Neutronenstrahlung eine extrem hohe Reichweite aufweist, ist auch in einer Entfernung von ca. 6,5 km Luftlinie meiner Wohnung zum Firmengelände eine nicht zu vernachlässigende Einwirkung der Strahlung anzunehmen. 

Ich weise in diesem Zusammenhang auf die sogen. KIKK-Studie des BfS hin, die für Kinder einen signifikanten Anstieg der Anzahl der Krebs- und Leukämiefälle bei Kindern im Umkreis von 5 km um Atomkraftwerke festgestellt hat. Da die vom Firmengelände ausgehende radioaktive Strahlung und insbes. die Neutronenstrahlung um ein mehrfaches höher als die durchschnittliche Strahlung eines Atomkraftwerkes ist, halte ich die Gefahr einer signifikanten Erhöhung des Krebs- und Leukämierisikos auch für Erwachsene sowie die Gefahr der Verschiebung des Geschlechterverhältnisses bei Neugeborenen auch in einer Entfernung von 6,5 km vom Firmengelände für gegeben. 

2) Erhöhtes Risiko bei Flugzeugabstürzen, Terrorangriffen, größeren Bränden: 

Schon das derzeitige Firmengelände ist offenbar nicht vor Flugzeugabstürzen oder Terrorangriffen geschützt. Aufgrund der erheblichen Mengen dort gelagerten radioaktiven Materials (mehr als das gesamte Inventar der Asse, zudem höher konzentriert), würden sowohl ein Absturz eines größeren Flugzeugs als auch ein terroristischer Angriff und sogar ein größerer Brand die massive Gefahr einer weiträumigen Freisetzung erheblicher Mengen radioaktiven Materials beinhalten. Hier kann je nach konkretem Ereignis und Windrichtung davon ausgegangen werden, dass große Teile Braunschweigs evakuiert werden müssten und längerfristig oder sogar dauerhaft unbewohnbar würden. Hiervon wäre ich direkt betroffen. 

Das Risiko und die Auswirkungen eines katastrophalen Unfalls oder Anschlags steigt mit der Größe der Betriebsfläche und mit der Menge dort gelagerter radioaktiver Stoffe, weshalb eine Genehmigung des Bauantrages für mich mit einer Erhöhung des Risikos und der Folgen einer unkontrollierten Freisetzung von Radioaktivität einhergehen würde. Aufgrund der Tatsache, dass sich das Firmengelände und unmittelbarer Nähe zum Flughafen Braunschweig-Wolfsburg befindet und zudem in unmittelbarer Nähe experimentelle Flugversuche mit großer Annäherung großer Flugzeuge durchgeführt werden, handelt es sich hier nicht um ein zu vernachlässigendes „Restrisiko“, sondern um eine konkrete Gefahr. 

Ich bitte um Bestätigung des Eingangs und sehe Ihrer Mitteilung über eine Anhörung meiner Einwände entgegen. 

Mit freundlichen Grüßen 

